
CIRS­Fall
In der Datenbank von www.cirsme-
dical.de findet sich eine immer wie-
der vorkommende Beinahe-Verwech-
selung.

In einem Zwei-Bett-Zimmer auf einer 
onkologischen Abteilung wird bei-
nahe eine Chemotherapie bei der 
falschen Patientin gespritzt. Die Che-
motherapie war für die Bettnachba-
rin gedacht, die Patientin hat den 
Fehler selbst bemerkt, so dass die 
Fehlgabe verhindert werden konnte. 
Allerdings kam es zu einer erhebli-
chen Verunsicherung beider Patien-
tinnen, die sicher verständlich ist.

Details finden Sie unter
https://www.cirsmedical.ch/
DeutschlandPlus/m_files/cirs.
php?seitennr=AEZQ

Als Vorsorgevorschlag wird empfoh-
len, den Therapieplan mit an das 
Bett/zur Patientin zu nehmen, um 
vor der Applikation mit der Patientin 
relevante Daten (Name, Geburtsda-
tum, Therapietag, Medikament) noch 
einmal zu überprüfen. Die amerika-
nischen Guidelines sehen hier sogar 
vor, dass mindestens zwei Personen 
in Gegenwart des Patienten dessen 
Identität verifizieren müssen, und 
zwar anhand von zwei verschiede-
nen Daten, also zum Beispiel Ge -
burtsdatum und Patienten-ID (siehe 
ASCO/ONS standards for safe che-
motherapy administration). Ein siche-
res Verfahren zur Identifizierung des 
richtigen Patienten und der richtigen 
Medikation ist vor allem dann sehr 
wichtig, wenn die Verweildauer der 
Patienten sehr kurz ist und das the-
rapeutische Team die Patienten nur 
flüchtig kennt. 
Verwechselungen sind bei Chemo-
therapeutika besonders schwerwie-

gend, aber auch bei allen anderen 
Medikamenten unbedingt zu vermei-
den. Eindeutige Beschriftungen gera-
 de von i.v.Medikamenten und die 
Frage nach dem Namen des Patien-
ten zum Abgleich vor Injektion sollte 
daher selbstverständlich sein.
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Take Home Message:
■ Bei der Gabe von allen intra-

venös zu applizierenden Me -
dikamenten ist der Abgleich 
von Medikament und Patien-
tenidentität noch einmal 
direkt vor der Applikation 
selbstverständlich.

■ Die entsprechenden Infusio-
nen sind eindeutig zu be -
schriften.

Neues Gesetz zur 
Krebsregistrierung  
in Sachsen  

Umsetzung des Krebsfrüherken-
nungs- und -registergesetzes 
(KFRG)

Durch kontinuierliche Fortschritte in 
der Prävention, Früherkennung, Dia-
gnostik, Therapie und Nachsorge 
von Krebserkrankungen konnte das 
Überleben und die Lebensqualität 
von Tumorpatienten in den letzten 
Jahren enorm verbessert werden.

Dennoch stellt Krebs nach Herz-
Kreislauf-Erkrankungen die zweit-
häufigste Todesursache dar. Tatsache 
ist, dass mit einer weiteren Zunahme 
der Zahl der Krebsneuerkrankungen 
in den kommenden Jahren aufgrund 
des steigenden Anteils älterer Men-
schen zu rechnen ist. Um weiterhin 
dem hohen Innovationsdruck, insbe-
sondere durch zielgerichtete Onkolo-
gika, standzuhalten, sind gemein-
same Aktivitäten aller an der Krebs-
bekämpfung beteiligter gesundheits-
politischer und wissenschaftlicher 
Akteure unabdingbar.



Das hat dazu beigetragen, auf Bun-
desebene den Nationalen Krebsplan 
(NKP) zu initiieren. Der NKP soll 
neben der Früherkennung von Krebs 
insbesondere die onkologische Ver-
sorgung und deren Qualität weiter 
entwickeln und verbessern. 

Einführung des KFRG
Vor diesem Hintergrund hat die Bun-
desregierung 2013 das „Gesetz zur 
Weiterentwicklung der Krebsfrüher-
kennung und zur Qualitätssicherung 
durch klinische Krebsregister“ (Krebs-
früherkennungs- und -registergesetz 
– KFRG) verabschiedet. Mit Artikel 1 
Nummer 4 KFRG wurde § 65c in das 
Sozialgesetzbuch (SGB) Fünftes Buch 
(V) eingefügt. 

Danach sind die Länder verpflichtet, 
flächendeckend klinische Krebsregis-
ter einzurichten und die für den 
Betrieb der klinischen Krebsregister 
notwendigen Bestimmungen ein-
schließlich datenschutzrechtlicher 
Regelungen zu erlassen. 

Der Betrieb klinischer Krebsregister 
wird durch die Krankenkassen geför-
dert, indem für jede registrierte Neu-
erkrankung eine jährlich anzupas-
sende Pauschale an die Register 
gezahlt wird. 
Die Zahlung dieser Pauschale ist an 
bestimmte Förderkriterien gebunden, 
die vom GKV- Spitzenverband fest-
gelegt wurden. Diese Förderkriterien 
dienen als Grundlage für eine 
 bundesweit einheitliche und valide 
Datenbasis. Die klinischen Krebsre-
gister erfassen alle Meldungen im 
ADT/GEKID-Basisdatensatz und sei-
nen ergänzenden organspezifischen 
Modulen, wobei eine flächende-
ckende und nahezu vollzählige Erfas-
sung aller Krebsfälle nachzuweisen 
ist.

Die klinische Krebsregistrierung lie-
fert die Grundlage zur Herstellung 
von Versorgungstransparenz und 
dient als besonderes Instrumenta-
rium zur Qualitätssicherung in der 
onkologischen Versorgung. Zudem 
können die erhobenen Daten zur 
Nutzenbewertung verschiedener Arz-
 neimittel in der Krebstherapie heran-
gezogen werden.

Klinische Krebsregister in 
Sachsen
Bereits seit Mitte der 90er Jahre be -
stehen in Sachsen erfolgreiche Struk-
turen der klinischen Krebsregistrie-
rung. Die vier eigenständigen, klini-
schen Krebsregister an ihren Stand-
orten in Dresden, Leipzig, Chemnitz 
und Zwickau bleiben die regionalen 
Ansprechpartner für alle Leistungser-
bringer. Die Umsetzung des KFRGs 
erfordert jedoch einen Umstrukturie-
rungsprozess, um die Organisation 
und Arbeitsweise der sächsischen kli-
nischen Krebsregister an die Voraus-
setzungen nach § 65c SGB V anzu-
passen.

Sächsisches Krebsregistergesetz/
Strukturen
In Sachsen wird das Gesetz zur klini-
schen und epidemiologischen Krebs-
registrierung (Sächsisches Krebsregis-
tergesetz – SächsKRegG) voraussicht-
lich Ende März 2018 in Kraft treten. 
Zur Rechtsvereinfachung werden die 
neu zu schaffenden Vorschriften der 
klinischen Krebsregistrierung mit den 
bereits bestehenden Regelungen des 
Sächsischen Krebsregisterausführungs-
gesetzes (SächsKRGAG) als jeweils 
eigenständige Teile zusammenge-
führt.

Gemeinsame Geschäftsstelle
Um die Vorgaben des KFRG zu erfül-
len, wird eine Gemeinsame Ge  schäfts-
stelle aller vier klinischen Krebsregis-
ter in Sachsen an der Sächsischen 
Landesärztekammer eingerichtet. Zur 
Wahrnehmung ihrer zentralen Lan-
desaufgaben setzt sie sich aus einer 
Gemeinsamen Auswertungsstelle, 
einer Zentralen Koordinationsstelle 
und einem wissenschaftlichen Beirat 
zusammen. Näheres zur Arbeit der 
Geschäftsstelle wird durch eine 
Rechtsverordnung geregelt.

Meldungen an die klinischen 
Krebsregister
Gemäß SächsKRegG sind Ärzte in 
Praxen, MVZ, Krankenhäusern und 
Patholgien (Leistungserbringer) zur 
Meldung bestimmter Daten von 
Tumorpatienten an ihr jeweils (nach 
Behandlungsort) zuständiges Regis-
ter innerhalb einer Frist von vier 
Wochen verpflichtet. Zur Meldung 

verpflichtet ist jeweils der Arzt oder 
ärztliche Leiter einer Einrichtung, der 
die onkologische Erkrankung fest-
stellt und/oder behandelt. 
Die Meldung soll elektronisch im For-
mat des ADT/GEKID-Basisdatensat-
zes unter Verwendung von einheitli-
chen Meldeformularen erfolgen. Bis 
zur flächendeckenden Etablierung 
der elektronischen Meldung sind die 
Leistungserbringer weiterhin berech-
tigt, die Meldungen in Schriftform 
an die klinischen Krebsregister zu 
übermitteln. Schriftform sind entwe-
der spezielle Tumormeldebögen oder 
Epikrisen, welche alle melderelevan-
ten Daten enthalten. Geregelt ist 
auch die Möglichkeit, Meldungen 
durch Dokumentare des klinischen 
Krebsregisters bei den meldenden 
Einrichtungen vor Ort zu erfassen. 

Widerspruchsrecht und 
Informationspflicht
Unabhängig von der gesetzlichen 
Meldepflicht der Leistungserbringer 
hat der Patient das Recht, der dauer-
haften Speicherung seiner Daten in 
einem klinischen Krebsregister 
schriftlich zu widersprechen. Im Falle 
eines Widerspruchs sind ausschließ-
lich die Identitätsdaten und das 
Datum der Tumordiagnose in einer 
separaten Datenbank zu speichern. 
Hingegen steht dem Patienten 
gegen die Meldung der epidemiolo-
gischen Daten kein Recht zum 
Widerspruch zu.  
Der Patient ist über sein Recht zum 
Widerspruch zu informieren. Um 
eine einheitliche Informationsqualität 
zu erreichen, werden Leitlinien zum 
Inhalt und Umfang der Patientenauf-
klärung durch die Gemeinsame 
Geschäftsstelle erarbeitet. 
Zudem hat der Patient ein Aus-
kunftsrecht über die zu seiner Person 
gespeicherten Daten sowohl gegen-
über dem Leistungserbringer als auch 
gegenüber dem zuständigen klini-
schen Krebsregister.
 
Abrechnung
Für Meldungen nach dem Sächs-
KRegG erhält der Leistungserbringer 
eine durch den GKV-Spitzenverband 
festgelegte Vergütung vom zuständi-
gen Register, deren Höhe sich nach 
der Art der Meldung bemisst:

Gesundheitspolitik

10 Ärzteblatt Sachsen 1 / 2018



■ Meldung einer Diagnosestellung 
eines Tumors nach hinreichender 
Sicherung: 18,00 Euro 

■ Meldung einer Änderung im 
Krankheitsverlauf: 8,00 Euro 

■ Meldung von Therapie- und 
Abschlussdaten: 5,00 Euro 

■ Meldung von histologischen und 
labortechnischen oder zytologi-
schen Befunden: 4,00 Euro 

Näheres zum Abrechnungsverfahren 
der fallbezogenen Krebsregisterpau-
schale und der Meldevergütung für 
die Versicherten der Gesetzlichen 
Krankenversicherung, der Privaten 
Krankenversicherung sowie für heil-
fürsorgeberechtigte und beihilfebe-
rechtigte Personen erfolgt per Recht s-
verordnung.

Rückmeldung der Auswertungs­
ergebnisse an Leistungserbringer
Innerhalb der einzelnen Einzugsge-
biete werden die verlaufsbegleitend 
und sektorenübergreifend erfassten 
Befund- und Behandlungsdaten der 
Tumorpatienten ausgewertet und 
deren Auswertungsergebnisse an die 
Leistungserbringer rückgemeldet. 
Zu den Aufgaben der klinischen 
Krebsregister gehört auch die Rück-
meldung von patientenbezogenen 
tumorspezifischen Daten an die Leis-
tungserbringer.

Auswertungen und wissen­
schaftliche Datennutzung
Im Entwurf des SächsKRegG ist ver-
ankert, dass die klinischen Krebsre-
gister Daten für die jährliche Aus-
wertung auf Landesebene, für Aus-
wertungen des Gemeinsamen Bun-
desausschusses und für Qualitäts-
konferenzen auf Landesebene be -
reitstellen. Weiterhin können die 
Krebsregisterdaten für wissenschaft-
liche Auswertungen und Forschungs-
vorhaben auf Antrag zur Verfügung 
gestellt werden, soweit ein berech-
tigtes wissenschaftliches Interesse 
vom Antragsteller begründet wird. 

Ordnungswidrigkeiten/
Strafvorschriften
Das SächsKRegG regelt Ordnungs-
widrigkeiten, die der Einhaltung der 
Meldepflicht und anderer gesetzlich 
vorgesehener Pflichten dienen sowie 

Strafvorschriften, die das gesetzes-
widrige Erheben und Verarbeiten 
von Identitätsdaten unter Strafe stel-
len.
Einen ausführlichen Überblick zu 
allen Regelungen wird ein gesonder-
ter Artikel nach der Verabschiedung 
des Gesetzes geben.

Für Ihre Fragen stehen wir Ihnen 
gern persönlich zur Verfügung: 

Geschäftsstelle SächsKRGAG 
bei der Sächsischen 
Landesärztekammer
Schützenhöhe 16, 01099 Dresden 
Telefon-Nr.: 0351 8267-376
Fax: 0351 8267-312   
E-Mail: krebsregister@slaek.de

Klinisches Krebsregister Dresden 
am Universitätsklinikum 
Carl-Gustav-Carus  
Fetscherstraße 74, 01309 Dresden 
Leitung: Dipl.-med. Carmen Werner 
Telefon-Nr.: 0351 3177-203
Fax: 0351 3177-208 
E-Mail: carmen.werner@
uniklinikum-dresden.de  

Klinisches Krebsregister Zwickau
am Südwestsächsischen Tumorzentrum 
Zwickau e.V.
Karl-Keil-Straße 35, 08060 Zwickau
Leitung: Dipl.-Ing. Jörg Wulff
Telefon-Nr.: 0375 5699-113
Fax: 0375 5699-111   
E-Mail: j.wulff@tumorzentrum-
zwickau.de

Klinisches Krebsregister Chemnitz
an der Klinikum Chemnitz gGmbH
Flemmingstraße 2, 09116 Chemnitz
Leitung: Dipl.-Ing. Birgit Schubotz
Telefon-Nr.: 0371 3334-2847
 Fax: 0371 3334-2723
E-Mail: b.schubotz@skc.de

Klinisches Krebsregister Leipzig
am Universitätsklinikum Leipzig AöR
Philipp-Rosenthal-Straße 27b,
04103 Leipzig
Leitung: Sabine Taubenheim 
Telefon-Nr.: 0341 9716-141
Fax: 0341 9716-149
E-Mail: sabine.taubenheim@medizin.

uni-leipzig.de
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